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LANDRATSAMT DEGGENDORF 
 
 
Vollzug des Infektionsschutzgesetzes (IfSG); 
Erlass einer Allgemeinverfügung über die Testpflicht aufgrund eines Ausbruchsgeschehens 
im BRK-Senioren- und Pflegeheim Winzer, Passauer Str. 77a, 94577 Winzer, zur Bekämpfung 
der übertragbaren Krankheit Covid-19 
 
Das Landratsamt Deggendorf erlässt folgende 
 

Allgemeinverfügung 

1. Für die Bewohnerinnen und Bewohner sowie die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 

BRK-Senioren- und Pflegeheim Winzer, Passauer Str. 77a, 94577 Winzer, wird eine moleku-
larbiologische Testung auf das Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 
angeordnet. Diese Personen werden zu einer 1. Reihentestung des Gesundheitsamtes Deg-
gendorf am 27.04.2021 und zu einer weiteren Reihentestung am 03.05.2021 (Abschlusste-
stung) in das BRK-Senioren- und Pflegeheim Winzer, Passauer Str. 77a, 94577 Winzer vor-
geladen. Die Reihentestungen werden durch einen Beauftragten des Gesundheitsamtes Deg-
gendorf in Abstimmung mit der Einrichtungsleitung und der Regierung von Niederbayern, 
Sachgebiet 10, durchgeführt. 

2. Ausgenommen von der Pflicht in Ziffer 1 sind Bewohnerinnen und Bewohner sowie 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die jeweils innerhalb der zurückliegenden 14 Tagen bereits 
positiv auf das Coronavirus SARS-CoV-2 getestet wurden und sich aufgrund einer Anordnung 
des Gesundheitsamtes in häuslicher Isolation (Quarantäne) befinden. 

3. Wenn die von den Maßnahmen betroffenen Personen geschäftsunfähig oder in der 
Geschäftsfähigkeit beschränkt sind, hat derjenige für die Erfüllung der genannten Verpflich-
tung zu sorgen, dem die Sorge für die Person zusteht. Die gleiche Verpflichtung trifft den Be-
treuer einer von Maßnahmen betroffenen Person, soweit die Erfüllung dieser Verpflichtung zu 
seinem Aufgabenkreis gehört. 

4. Diese Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar. Die Allgemeinverfü-
gung tritt mit Wirkung vom 27.04.2021, 00:00 Uhr, in Kraft und mit Ablauf des 05.05.2021 
außer Kraft. 

5. Diese Allgemeinverfügung ergeht kostenfrei. 

 
Landratsamt Deggendorf 
Deggendorf, 26.04.2021 
 
gez. 
Peterle 
Leitender Regierungsdirektor 
 
 

H i n w e i s : 
 

Gemäß Artikel 41 Abs. 4 Satz 1 BayVwVfG ist nur der verfügende Teil einer Allgemeinver-
fügung öffentlich bekanntzumachen. Die Allgemeinverfügung liegt mit Begründung und 
Rechtsbehelfsbelehrung im Landratsamt Deggendorf, Herrenstraße 18, 94469 Deggen-
dorf Zi. Nr. 109, 1. Stock, aus. Sie kann während der allgemeinen Dienstzeiten eingese-
hen werden. Wir bitten um telefonische Terminvereinbarung unter 0991/3100125. 
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Richtlinien  
des Landkreises Deggendorf  

für die Vollzeitpflege  
nach dem SGB VIII 

für die Zeit ab 01.01.2021 
 
 

vom 16.12.2020 
 
 

1. Geltungsbereich 
 
Diese Richtlinien gelten für junge Menschen, für die Hilfe zur Erziehung nach den §§ 27, 33 
SGB VIII gewährt wird. Sie regeln den Unterhalt des jungen Menschen in 
 
- Vollzeitpflege (s. Abschnitt 2), 
- Vollzeitpflege in Form von Wochenpflege (s. Abschnitt 3),  
- Sonderpflege (s. Abschnitt 4). 

 
Bei der Fallgestaltung nach § 35a, § 41 und in Bereitschaftspflege nach den §§ 20, 42 und 
42a SGB VIII (s. Abschnitt 5) werden entsprechende Leistungen gewährt.  
 
Im Hinblick auf einen möglichen Zuständigkeitswechsel (z.B. Umzug oder § 86 Abs.6 SGB 
VIII) nimmt ein Jugendamt vor Belegung einer Pflegestelle im Gebiet einer anderen Gebiets-
körperschaft Kontakt mit dem örtlich zuständigen Jugendhilfeträger auf. Die dort geltenden 
Pflegepauschalen und sonstigen Leistungen sind anzuerkennen (§ 39 Abs. 4 S. 5 SGB VIII). 
 
 
 
2. Vollzeitpflege 
 
 
2.1 Beurteilung im Rahmen des Hilfeplans 
 
Vor Beginn einer Vollzeitpflege erfolgt im Rahmen einer sozialpädagogischen Diagnose eine 
Beurteilung des erzieherischen Bedarfs nach der individuellen Situation des jungen Menschen. 
Die Beurteilung ist Bestandteil des Hilfeplans.  
 
2.2 Leistungen zum Unterhalt 
 
§ 39 SGB VIII verpflichtet dazu, bei Vollzeitpflege nach § 33 den notwendigen Unterhalt des 
jungen Menschen außerhalb des Elternhauses sicherzustellen. Der Unterhalt umfasst den ge-
samten Lebensbedarf einschließlich der Kosten der Erziehung. Die laufenden Leistungen sind 
auf der Grundlage der tatsächlichen Kosten in angemessenem Umfang zu gewähren. Dem 
altersbedingten unterschiedlichen Unterhaltsbedarf von jungen Menschen wird durch die Staf-
felung der Beträge nach Altersgruppen unter analoger Anwendung des § 1612 a Abs. 1 BGB 
(bis zur Vollendung des 6. Lebensjahres – vom siebten bis zum vollendeten 12. Lebensjahr – 
ab dem 13. Lebensjahr) mit der monatlichen Pflegepauschale Rechnung getragen. 
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Mit dem Gesetz zur Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe (Kinder- und Jugendhilfe-
weiterentwicklungsgesetz – KICK) wurde § 39 Abs. 4 SGB VIII dahingehend geändert, dass 
die laufenden Leistungen zur Vollzeitpflege auch die Erstattung nachgewiesener Aufwendun-
gen für Beiträge zu einer Unfallversicherung sowie die hälftige Erstattung nachgewiesener 
Aufwendungen zu einer angemessenen Alterssicherung umfassen. 
 
 
2.2.1 Unterhaltsbedarf 
 
Der Unterhaltsbedarf deckt den gesamten regelmäßig wiederkehrenden Lebensbedarf des 
jungen Menschen unter Berücksichtigung eines durchschnittlichen Anteils am Lebensstandard 
der Pflegefamilie. Darin sind insbesondere der Aufwand für Unterkunft, Verpflegung, Ergän-
zung der Bekleidung und der Aufwand für sonstige Bedürfnisse des jungen Menschen (z.B. 
Verzehr außer Haus, Taschengeld, Friseur, Pflegemittel, Telefon, kleinere Reisen, Reparatu-
ren, Vereinsbeiträge, Versicherungsbeiträge1, Kraftfahrzeugmitbenutzung) enthalten. Dem al-
tersbedingten unterschiedlichen Unterhaltsbedarf von jungen Menschen wird durch die Staf-
felung der Beträge nach Altersgruppen unter analoger Anwendung des § 1612a Abs. 1 BGB 
Rechnung getragen. Die zweite Altersstufe entspricht 100% des Mindestunterhalts. Dieser be-
läuft sich für 2021 auf 451 €.2 
 
Für die Kindergeldanrechnung gilt § 1612 b Abs. 1 BGB, wobei die Erhöhung des Kindergelds 
zum 01. Januar 2021 auf 219 € für das erste Kind berücksichtigt wird3: 
 
1. Altersstufe:   87 % von 451 € = 393 €4 abzgl. 109,50 € Kindergeldanteil = 283,50 € 
2. Altersstufe: 100 % von 451 € = 451 € abzgl. 109,50 € Kindergeldanteil = 341,50 € 
3. Altersstufe: 117 % von 451 € = 528 € abzgl. 109,50 € Kindergeldanteil = 418,50 € 
 
 
 
2.2.2 Kosten der Erziehung 
 
Der Erziehungsbeitrag soll den Pflegeeltern die geleistete Erziehung entgelten. Er ist kein 
Lohn im üblichen Sinne. Die Pflegeeltern können darüber frei verfügen.  
 
Der Erziehungsbeitrag wird auf 350 € pro Monat festgesetzt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                           
1 Kosten einer Haftpflichtversicherung für die Pflegekinder sind vom Unterhaltsbedarf grds. abgedeckt. 
Das Jugendamt kann die Risiken einer Haftung durch Abschluss einer Sammelhaftpflichtversicherung 
für Pflegekinder absichern. 
2 Ab dem 01.01.2016 richtet sich der Mindestunterhalt gemäß § 1612a Abs. 1 Satz 2 BGB unmittelbar 
nach dem steuerfrei zu stellenden sächlichen Existenzminimum des minderjährigen Kindes. Über die 
Höhe legt die Bundesregierung alle zwei Jahre einen Bericht vor. Der konkrete Betrag wird dann alle 
zwei Jahre durch Rechtsverordnung des BMJV festgelegt. 
3 Das Kindergeld wird lediglich fiktiv für die Berechnung des sog. Barunterhalts hälftig berücksichtigt. 

Eine tatsächliche Anrechnung des Kindergeldes auf die Pflegepauschale findet nur im Rahmen von § 
39 Abs. 6 SGB VIII statt.   
4 Wegen § 1612a Abs. 2 BGB ist stets aufzurunden. 
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2.3 Höhe der Pflegepauschale 5 
 
Die monatliche Pflegepauschale beträgt: 
 

Altersstufe Unterhaltsbedarf 
Erziehungs-

beitrag 
Pflegepau-

schale 

0 – vollendetes 6. Lebensjahr 283,50 € x 2 = 567 € 350 € 917 € 

7.- vollendetes 12. Lebensjahr 341,50 € x 2 = 683 € 350 € 1033 € 

Ab 13. Lebensjahr  418,50 € x 2 = 837 € 350 € 1187 € 

 
 
2.3.1 Unfallversicherung 
 
Die Leistungen zur Unfallversicherung6 werden unabhängig von der Zahl der betreuten Kinder 
nur einmalig, aber bei Pflegeeltern ggf. beiden Pflegepersonen gewährt. Wenn mehrere Ju-
gendämter eine Pflegeperson belegen, dann leistet das Jugendamt, das zuerst belegt. Werden 
Unfallversicherungsbeiträge von einem Jugendamt erstattet, muss die Pflegeperson bzw. 
müssen die Pflegeeltern dies den anderen Jugendämtern anzeigen.  
 
2.3.2 Alterssicherung  
 
Die Anrechnung von Kindererziehungszeiten für Pflegepersonen nach § 56 SGB VI bleibt bei 
der Erstattung von nachgewiesenen Aufwendungen zu einer angemessenen Alterssicherung 
unberücksichtigt. Erstattet werden nachgewiesene Aufwendungen für eine Pflegeperson bis 
zu einer Höhe von maximal den hälftigen Mindestbeiträgen zur freiwilligen Rentenversicherung 
pro Kind7. Das Jugendamt kann bei sinkenden Mindestbeiträgen zu den sozialen Sicherungs-
systemen den Vorjahresbeitrag weiter gewähren, z.B. für bereits bestehende Verträge der 
Pflegeperson zu ihrer Alterssicherung. Bei Pflegeeltern müssen sich die Partner entscheiden, 
wem die Alterssicherung zu Gute kommt. Als Alterssicherung anerkannt werden die freiwillige 
Versicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung oder ein privater Altersvorsorgevertrag, 
bei dem das Altersvorsorgekapital frühestens ab dem vollendeten 60. Lebensjahr ausgezahlt 
wird.8 Der Beitrag wird nicht geleistet, wenn auf Grund der Beschäftigung als Pflegeperson 
Versicherungspflicht nach § 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI besteht. Wenn mehrere Jugendämter be-
legen, müssen Pflegeeltern dies gegenüber anderen Jugendämtern anzeigen. 
 

                                                           
5 Behandlung der Pflegepauschale im Steuerrecht: 

Bei der Pflegepauschale handelt es sich nicht um eine steuerpflichtige Einnahme aus einer  „sonstigen 
selbständigen Tätigkeit“ im Sinne des § 18 Abs.1 Nr.3 Einkommensteuergesetz (EStG). Die Vergütung 
ist prinzipiell steuerfrei (§ 3 Nr. 11 EStG). Nicht darunter fallen allerdings Platzhaltekosten und Bereit-
schaftsgelder. Bei einer Betreuung von bis zu sechs Kindern ist ohne weitere Prüfung davon auszuge-
hen, dass die Pflege nicht erwerbsmäßig betrieben wird. (BMF, IV C 3 - S 2342/07/0001 – DOK 
2007/0530302). 
 
6 Eine gesetzliche Unfallversicherungspflicht bei der Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und 
Wohlfahrtspflege (BGW) besteht gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 9 SGB VII nur für Vollzeitpflegeeltern, die mehr 
als sechs Pflegekinder im Haushalt aufgenommen haben. Auch wenn keine gesetzliche Unfallversi-
cherungspflicht besteht, soll sich der angemessene Zuschuss zur Unfallversicherung an der Prämien-
höhe der BGW orientieren. Die Prämienhöhe 2019 lag pro Pflegeperson bei 175,78 € jährlich (ent-
spricht 14,65 € monatlich) 
7 Der hälftige Mindestbeitrag für die freiwillige Rentenversicherung liegt derzeit bei 41,85 € (Stand für 

2020) 
8 Da eine spätere Kapitalisierung einer privaten Altersvorsorge vor dem 60. Lebensjahr nicht ausge-

schlossen werden kann, muss auf das Ziel des Altersvorsorgevertrages zum Zeitpunkt der Aufnahme 
des Vollzeitpflegeverhältnisses abgestellt werden. Gleichwohl sollten nur Versicherungsverträge aner-
kannt werden, für die zwischen dem Versicherungsnehmer und dem Versicherer ein Verwertungsaus-
schluss nach § 168 Abs. 3 VVG vereinbart wurde. 
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2.4 Wechsel der Altersstufen 
 
Erreicht der junge Mensch die nächsthöhere Altersstufe, ist die neue Pflegepauschale ab dem 
Ersten dieses Monats zu gewähren.  
 
 
 
2.5 Kostenbeitrag bei eigenem Einkommen des jungen Menschen 
 
Bezieht ein junger Mensch Einkommen aus einem Ausbildungs- oder Arbeitsverhältnis, hat er 
einen angemessenen Kostenbeitrag zu leisten im Sinne der §§ 92, 94 Abs.6 SGB VIII. Der 
Kostenbeitrag kann entweder durch direkte Zahlung an das Jugendamt oder durch Verminde-
rung der Pflegepauschale realisiert werden. Bewährt hat sich bisher in diesem Fall, im Rahmen 
des Hilfeplanverfahrens mit dem jungen Menschen über die zweckbestimmte Verwendung 
seines Einkommens Vereinbarungen zu treffen. 
 
 
2.6 Anderweitiger Aufenthalt des Pflegekindes; Beendigung des Pflegeverhältnisses 
 
Bei einem anderweitigen Aufenthalt des Pflegekindes im Internat oder in einer anderen stati-
onären Einrichtung (z.B. für Behinderte, Berufsbildungswerken), deren Kosten als Maßnahme 
des Jugendamtes von diesem oder von einem anderen Kostenträger geleistet werden, wird 
die Pflegepauschale nach Nr. 2.3 angemessen gekürzt. 
 
Bei der Beendigung von Pflegeverhältnissen vor dem 15. eines Monats wird die halbe Pflege-
pauschale, danach der volle Monatsbetrag belassen. 
 
 
2.7 Pflege durch Verwandte 
 
Wenn Hilfe zur Erziehung gewährt werden muss, werden die Pflegeverhältnisse bei Verwand-
ten nicht unterschiedlich behandelt, d.h. grundsätzlich wird die volle Pflegepauschale ein-
schließlich Erziehungsbeitrag gewährt, insbesondere dann, wenn eine Beschäftigung wegen 
der Übernahme der Betreuung und Erziehung eines Enkelkindes aufgegeben wurde. An die 
Eignung von Großeltern sind dieselben strengen Anforderungen zu stellen. § 39 Abs. 4 SGB 
VIII ermöglicht jetzt Ermessensentscheidungen, dass bei Unterhaltsverpflichteten angemes-
sen gekürzt werden kann. Eine solche Ermessensentscheidung stellt sich etwa, wenn Groß-
eltern wirtschaftlich auf die Pflegepauschale nicht angewiesen sind.9 
 
 
2.8 Zusätzliche Leistungen 
 
 
2.8.1 Einzelentscheidungen 
 
Zusätzliche, über den Unterhaltsbedarf nach Nr. 2.2.1 hinausgehende Leistungen werden 
nach dem individuellen Bedarf im Einzelfall nach Maßgabe des Hilfeplans oder pauschaliert 
bewilligt.  
 
 

                                                           
9 Zur Abgrenzung von Sozialhilfe und Jugendhilfe vgl. Bayerische Empfehlungen zur Abgrenzung der 
Leistungen der Jugendhilfe von den Leistungen der Sozialhilfe für Pflegekinder INFO BLJA 27/1 vom 
21.01.1993; abgedruckt in: „Jugendhilferecht in Bayern“, Loseblattsammlung des Bayerischen Landes-
jugendamtes. 
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2.8.2 Empfehlungen für bestimmte Tatbestände 
 
Für die nachfolgenden Tatbestände werden die genannten Obergrenzen empfohlen:  
 
 

Art Voraussetzungen Höhe  
(PP = Pflegepauschale nach 
Nr.2.3) 

Erstausstattung für Grundbe-
darf bei Aufnahme eines Pfle-
gekindes (Kinderzimmer, Be-
kleidung, Auto-Kindersitz, ...) 

Nach Feststellung des Fach-
dienstes beim Amt für Jugend 
und Familie  

Bis zu 1,5 PP 

Mobiliar  Auf Antrag und nach Feststel-
lung des Fachdienstes beim 
Amt für Jugend und Familie 

Bis zu 1,0 PP 

Aufwendungen für Taufe, 
Erstkommunion, Konfirma-
tion, Firmung, (Bekleidung,  
Ausgestaltung des Festes) 

Auf Antrag Jeweils bis zu  
0,25 PP 

Weihnachtshilfe Ohne Antrag 0,07 PP 

Kindergartenbeitrag Bestätigung des Kindergar-
tenbesuchs durch Kindergar-
ten 

Bis zum Kindergartenbeitrag 
(einschl. Spielgeld) 

Kinderhortbeitrag Nach Feststellung des Fach-
dienstes beim Amt für Jugend 
und Familie i. R. des Hilfe-
planverfahrens nur bei beson-
derer pädagogischer Notwen-
digkeit 

Halber Hortbeitrag 

Zuschuss zur Einschulung Auf Antrag 200,00 € 

Zuschüsse für die Teilnahme 
an Ferienmaßnahmen Träger 
freier Jugendhilfe,  
Schullandheimaufenthalten, 
mehrtägigen Schul- 
ausflügen, Tagen der Orien-
tierung bzw. größere Urlaubs-
reisen mit der Pflegefamilie  

Auf Antrag Bis zu 0,33 PP jährlich 

Einmalige und laufende Kos-
ten für besondere pädagogi-
sche und therapeutische Hil-
fen (z. B. Nachhilfeunterricht 
bei Gefährdung des Klassen-
ziels) in angemessenen Um-
fang, soweit nicht vorrangige 
andere Ansprüche bestehen 

Nach Feststellung des Fach-
dienstes beim Amt für Jugend 
und Familie i. R. des Hilfe-
planverfahrens 

In angemessenem Umfang 
und in angemessener Höhe 

Zuschuss für den Erwerb ei-
ner Fahrerlaubnis, soweit 
diese Berufsvoraussetzung 
ist oder soweit Schule oder 
Ausbildungsstelle nicht mit öf-
fentlichen Verkehrsmitteln er-
reichbar sind 

Auf Antrag Bis zu 2,0 PP 

Ausstattung für Berufsanfän-
ger 

Auf Antrag und nach Bedarf  Bis zu 1,0 PP  
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Brille Auf Antrag bei ärztlicher Ver-
ordnung (Ausnahme: Ersatz 
bei Verlust oder Zerstörung) 

Bis zu 50,00 € 

Aufwendungen für Bettwä-
sche, Windeln u. Bekleidung 
bei Einkoten und/oder Ein-
nässen 

Auf Antrag bei ärztlicher At-
testierung, soweit keine vor-
rangigen Leistungen z. B. 
nach SGB V gewährt werden 

Bis zu 50,00 € mtl. 

Hilfen zur Verselbständigung 
bei Beendigung des Pflege-
verhältnisses  

Auf Antrag und nach Bedarf  Bis zu 1,5 PP 

Pflegeelternfortbildung Auf Antrag für Kursangebote 
des Fachdienstes beim Amt 
für Jugend und Familie 

Bis zu 250,00 € jährlich 

Erstattung der Fahrtkosten 
der leistungsunfähigen Eltern 
(wenn verstorben: der Groß-
eltern/ Geschwister, falls sozi-
alpädagogisch sinnvoll) bei 
Umgangskontakt 
(wenn lediglich Einkommen in 
Höhe des eigenen Bedarf er-
zielt wird – ALG II Niveau) 

Auf Antrag - einmal monatlich -   
 
- 0,30 € je gefahrenen km 

mit eigenem PKW (mit 
triftigen Grund) 

bzw.  
-  günstigste Fahrkarte 
mit öffentl. Verkehrsmittel 
 

 
Anträge auf Übernahme von zusätzlichen Leistungen müssen rechtzeitig vor Beginn einer 
Maßnahme bzw. vor dem Kostenanfall bei der Wirtschaftlichen Jugendhilfe gestellt werden. 
Die Beihilfen oder Zuschüsse werden grundsätzlich nach Vorlage der Quittungs- bzw. Zah-
lungsbelege geleistet.  
 
Die Gewährung steht im pflichtgemäßen Ermessen des Jugendamtes. Individuelle Entschei-
dungen bei besonders gelagerten Ausnahmefällen werden durch diese Richtlinien nicht aus-
geschlossen. 
 
 
2.9 Krankenhilfe  
 
Für die Krankenhilfe gilt § 40 SGB VIII. Schulmedizinisch nicht anerkannte Verfahren (wie z.B. 
Kosten von Heilpraktikern, homöopathische Arzneimittel) werden nicht finanziert. 
 
 
3. Vollzeitpflege in der Form der Wochenpflege  
 
Die monatliche Pflegepauschale für junge Menschen in Wochenpflege orientiert sich an der 
Vollzeitpflege. Wegen der niedrigeren Aufwendungen für den Lebensunterhalt und die Erzie-
hung beträgt die Pflegepauschale bei 
 
- Wochenpflege mit 5 Tagen 85 v.H. und 

 
- Wochenpflege mit 6 Tagen 92,5 v.H. der Pflegepauschale nach Nr. 2.3. 

 
Die zusätzlichen Leistungen nach § 39 Abs. 3 und 4 SGB VIII werden voll gewährt. 
 
Bei einem anderweitigen Aufenthalt des Pflegekindes gilt Nr. 2.6 Abs.1 entsprechend. 
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4. Sonderpflege 
 
 
4.1 Grundsätze 
 
Für besonders entwicklungsbeeinträchtigte junge Menschen und für junge Menschen mit er-
höhtem Betreuungsaufwand wird der Erziehungsbeitrag nach Nr. 2.2.2 zeitlich begrenzt ange-
messen erhöht. Dafür kommen besonders qualifizierte, erfahrene und fortgebildete Pflegefa-
milien in Betracht. 
 
 
4.2 Beurteilungsmaßstäbe und Entscheidung 
 
Über die Erhöhung des Erziehungsbeitrags wird im Rahmen einer Fachkräfte-Konferenz ent-
schieden. Ein Beispiel für ein Beurteilungssystem findet sich im Anhang. 
 
 
4.3   Besondere Anerkennung bei Wegfall der Sonderpflege 
 
Der finanzielle Zuschlag wegen des erzieherischen Mehraufwandes wird bezahlt, solange die 
Voraussetzungen hierfür vorliegen. Fallen die Voraussetzungen weg, kann den Pflegeeltern 
eine einmalige zusätzliche erhöhte Pflegepauschale in der bisherigen Höhe als besondere 
Anerkennung gewährt werden. 
 
 
5. Bereitschaftspflege bei Inobhutnahmen 
 
Bereitschaftspflegeeltern, die vom Jugendamt nach § 42 SGB VIII in Obhut oder nach § 42a 
vorläufig in Obhut genommene Kinder und Jugendliche betreuen, erhalten eine angemessene 
Entschädigung für ihre Tätigkeit. Die Entschädigung beträgt grundsätzlich täglich 56 €. Ab dem 
elften Tag wird eine Entschädigung in entsprechender Anwendung der Nrn. 2.3 ff. dieser Richt-
linie gewährt.  
 
Davon abweichend erhalten Bereitschaftspflegeeltern, wenn sie besonders qualifiziert oder 
erfahren sind und an Fortbildungsangeboten des Jugendamts teilnehmen, soweit vertraglich 
oder durch Beschluss des Jugendhilfeausschusses nicht anders geregelt, als Entschädigung 
für Unterhalt und erhöhten Erziehungsaufwand pro Pflegekind 
 
- bei bis zu 10 Tagen täglich 26,6% des monatlichen Erziehungsbeitrags nach Nr. 2.2.2 

(derzeit 93 €), 
 
- bei 11 bis 60 Tagen täglich 17,4% des monatlichen Erziehungsbeitrags nach Nr. 2.2.2 

(derzeit 61 €).  
 
Mit der Entschädigung sind sämtliche Kosten der Bereitschaftspflege (Fahrtkosten, Ausstat-
tung, Windeln, usw.) abgegolten. 
 
Zusätzlich werden die Beträge zur gesetzlichen Unfallversicherung pro Bereitschaftspflege-
person jährlich übernommen (vgl. Nr. 2.3.1). 
 
 
6. Bereitschaftspflege bei Leistungen der Jugendhilfe 

 
Bereitschaftspflegeeltern, die für die Betreuung und Versorgung von Kindern in Notsituationen 
nach § 20 SGB VIII sorgen, oder die im Rahmen einer Übergangslösung nach den §§ 27, 35a 
oder 41 SGB VIII kurzfristig und zeitlich befristet junge Menschen bei sich aufnehmen, erhalten 
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für bis zu 10 Tage eine Entschädigung entsprechend der Nr. 5 dieser Richtlinie. Ab dem elften 
Tag wird eine Entschädigung in entsprechender Anwendung der Nrn. 2.3 ff. dieser Richtlinie 
gewährt. 
 
 
 
7. Inkrafttreten 
 
Die Richtlinien gelten ab dem 01.01.2021. Die Richtlinien für die Vollzeitpflege nach dem SGB 
VIII für das Jahr 2020 vom 16.12.2020 treten zum 31.12.2020 außer Kraft. 
 
Deggendorf, den 16.12.2020 
 
gez.  
 
Christian Bernreiter 
L a n d r a t 


